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26.7.00; interactive.wsj.com, 25.7.00; 

CP, 24. bis 28.7.00)

Als neuen stellvertretenden Minis­

terpräsidenten berief Präsident Chen 

Shui-bian seinen Berater und General­

sekretär des Präsidentenbüros Chang 

Chun-hsiung (Zhang Junxiong). Mit 

seinen zwanzigjährigen politischen Er­

fahrungen als Parlamentarier soll er 

vor allem die sich schwierig gestal­

tende Koordination zwischen Minder­

heitsregierung und Parlament verbes­

sern. (Taipei Times, Internetausgabe, 

28.7.00; interactive.wsj.com, 28.7.00) 

-hws-

40 Frühere Geheimverhandlun­

gen Taipei-Beijing enthüllt

Presseenthüllungen über frühere ge­

heime Kontakte zwischen beiden Sei­

ten der Taiwanstraße haben neu­

es Licht auf die Vorgeschichte des 

chinesisch-taiwanischen Dialogs ge­

worfen, der offiziell 1993 in Singapur 

begann. Zwei der Hauptakteure haben 

den Zeitungsbericht bestätigt.

Demnach begannen die Gespräche 

zwischen beiden Seiten bereits 1988, 

kurze Zeit nach dem Tod des vormali­

gen taiwanischen Präsidenten Chiang 

Ching-kuo (Jiang Jingguo) und dem 

Amtsantritt seines Nachfolgers Lee 

Teng-hui (Li Denghui). Ziel der Kon­

takte war, Möglichkeiten einer Ver­

ständigung und Annäherung zu er­

kunden. Von taiwanischer Seite be­

teiligt waren vor allem Su Chih- 

cheng (Su Zhicheng), damals Leiter 

des Präsidentenbüros und enger Ver­

trauter Lee Teng-huis, sowie die jet­

zige Vorsitzende des Fernsehsenders 

CTV, Cheng Su-min (Zheng Shu- 

min), damals Vorsitzende des Kul­

turrats. Die ursprüngliche Initiative 

ging demnach von Beijing aus, und 

zwar vom damaligen Staatspräsiden­

ten Yang Shangkun. Über ein Mit­

glied der Politischen Konsultativkon­

ferenz, der Nichtkommunisten ange­

hören, trat Beijing an den damals 

in Hongkong lebenden Buddhologen, 

Philosophen und Historiker Nan Huai- 

chin (Nan Huaijin) heran, der seiner­

seits Kontakt mit Lee Teng-hui auf­

nahm und zunächst als Mittelsmann 

fungierte, ehe ab 1990 beide Seiten ei­

gene Emissäre zu direkten Gesprächen 

nach Hongkong schickten.

In Taiwan waren offenbar nur sehr we­

nige Personen eingeweiht. Der jetzi­

ge Präsident wurde über die Geheim­

kontakte bei seinem Amtsantritt nicht 

informiert; auch existieren keine Un­

terlagen darüber, wie der Generalse­

kretär des Präsidentenamtes mitteilte. 

Su Chih-cheng bestätigte, die meisten 

Unterlagen seien kurz nach der Über­

gabe an Präsident Lee vernichtet wor­

den.

Erstmals hatte ein Parlamentsmit­

glied bereits 1994 die Existenz solcher 

geheimer Kontakte behauptet; die Be­

teiligten hatten dies jedoch demen­

tiert. Nach dem Machtwechsel besteht 

nun kein Grund mehr, die damali­

gen Kontakte zu leugnen. (CP, 20., 

21.7.00; Taipei Times, Internetausga­

be, 20., 21.7.00; CNAT, nach SWB, 

21.7.00)

In Taiwan entbrannte sogleich ein 

Streit darüber, was von der Geheim­

diplomatie zu halten sei; zudem wur­

de der Verdacht geäußert, dass auch 

die gegenwärtige Regierung geheime 

Kontakte zu Beijing unterhalte. Dies 

wurde von der Regierung dementiert. 

(SCMP, Internetausgabe, 21.7.00)

Tatsächlich hat der Gang der Ge­

schichte Sinn und Zweck der Geheim­

verhandlungen bestätigt, da sie den 

regulären Dialog zwischen den Orga­

nen ARATS (Beijing) und SEF (Tai­

pei) vorbereiteten und so eine Ent­

spannungsphase einleiteten. Dennoch 

hinterlassen die Enthüllungen unter 

denen, die später den offiziellen Dialog 

führten und organisierten, das beun­

ruhigende Gefühl, in Wirklichkeit in 

der zweiten Reihe gestanden zu haben 

und in gewissem, nicht einzuschätzen­

den Maß hintergangen worden zu sein. 

Erstaunlich ist immerhin, dass Lee 

Taiwans inoffizielle Schutzmacht, die 

USA, nicht informierte. Dort nahm 

man zwar offiziell keine Stellung zu 

den Enthüllungen, ein einstiger Sicher­

heitsberater von US-Präsident Geor­

ge Bush und andere frühere Amts­

träger in Washington jedoch äußerten 

ihr Befremden darüber, dass die US- 

Regierung nicht wenigstens nachträg­

lich informiert worden war. (CNAT, 

nach SWB, 24.7.00) -hws-

41 DPP-Parteitag: kein Ver­

zicht auf Unabhängigkeits­

klausel

Am 15./16. Juni hielt die Demo­

kratische Fortschrittspartei (DPP) ih­

ren ersten Parteitag seit dem Wahl­

sieg ihres Präsidentschaftskandidaten 

Chen Shui-bian ab. Gemäß seinem 

Beschluss, sich aus aller Parteipolitik 

herauszuhalten, nahm Chen lediglich 

als Ehrengast in seiner Eigenschaft als 

Präsident teil.

Spektakuläre Beschlüsse wurden nicht 

gefasst. Die Delegierten beschlossen 

jedoch Maßnahmen, die Parteimit­

gliedern die Kandidatur bei Wahlen 

auf den verschiedenen Verwaltungs­

ebenen erleichtern. Die bemerkenswer­

teste Nachricht war, dass ein Antrag, 

das Ziel eines unabhängigen Staates 

Taiwan aus dem Parteiprogramm zu 

streichen bzw. die geltende Bestim­

mung abzumildern, bereits zu Beginn 

des Parteitages zurückgezogen wur­

de. Beijing hatte eine entsprechen­

de Revision der DPP-Ziele als Vor­

aussetzung gefordert, ohne die Dele­

gationen der DPP auf dem Festland 

nicht willkommen seien. Der Wider­

stand unter den Parteimitgliedern ge­

gen eine Aufgabe dieses politischen 

Kernpunktes, an dem ein wesentlicher 

Teil der DPP-Identität hängt, wur­

de jedoch im Vorwege bereits als der­

art groß eingeschätzt, dass die Partei­

führung im Interesse des Zusammen­

halts der Partei schon der Debatte da­

rüber lieber aus dem Wege ging. Da­

mit setzten sich einstweilen diejenigen 

in der DPP durch, die einen Verzicht 

auf das Unabhängigkeitsziel von ei­

ner Gewaltverzichtserklärung Beijings 

abhängig machen. Das Mitglied des 

Partei-Zentralkomitees, das den zu­

rückgezogenen Änderungsantrag for­

muliert hatte, erklärte, China habe 

nicht genügend Entgegenkommen ge­

zeigt, um ein weiteres Zugeständnis 

zu rechtfertigen. Aus Beijing verlau­

tete daraufhin, Präsident Chen sei ein 

Heuchler. (CP, 15., 17.7.00; interacti- 

ve.wsj.com, 17., 20.7.00) -hws-

42 Taipei - Beijing: vorsichti­

ge Signale der Annäherung 

- und neue Misshelligkeiten

Beide Seiten der Taiwanstraße sind 

sich seit Ende Juni verbal derart nahe 

gekommen, dass einer Wiederaufnah­

me des Dialogs eigentlich nichts mehr 

im Wege stehen sollte. Das beidersei­

tige Misstrauen sowie Ängste auf tai­

wanischer Seite stehen dem jedoch bis­

lang entgegen. Hinzu kommt, dass auf 

beiden Seiten nicht mit einer Stimme 

geredet wird und es Präsident Chen 

nicht gelungen ist, einen chinapoliti­

schen Konsens unter den Parteien zu 

schaffen.

Ende Juni hatte Chen Shui-bian inter­

nationales Aufsehen mit der Äußerung
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erregt, er akzeptiere das Ein-China- 

Prinzip, wie es 1992 verstanden wor­

den sei, als sich beide Seiten auf die 

Eröffnung des offiziellen Dialogs einig­

ten. Damals, so Chen, sei klar gewe­

sen, dass sich jede Seite ihre eigene 

Interpretation des „einen China“ offen 

halte. Bislang - so in seiner Antritts­

rede - hatte Chen von dem „einen Chi­

na“ nur als etwas zukünftig Möglichen 

gesprochen. (IHT, 29.6.00)

Chens Konzession an eine von Bei­

jing stets wiederholte Vorbedingung 

für weitere Gespräche rief in Taiwan 

sofort warnende Stimmen und vehe­

mente Proteste von Anhängern und 

Mitgliedern seiner Partei DPP auf den 

Plan. (CP, 1.7.00) Die Hauptverant­

wortliche für die Formulierung der offi­

ziellen Chinapolitik Taiwans, die Vor­

sitzende des Rats für Festlandsfragen 

Tsai Ing-wen (Cai Yingwen), wiegel­

te ab: Chen habe mit seiner Äußerung 

keinesfalls gemeint, Taiwan akzeptie­

re jetzt Beijings Standpunkt. Nur Ge­

spräche könnten klären, ob Beijings 

Ein-China-Doktrin für Taiwan akzep­

tabel sei. Ein Fraktionsmitglied der 

DPP erklärte, Chens Äußerung sei ge­

fährlich, da das Ausland, das die VR 

China als einzig legitime chinesische 

Regierung anerkenne, das „eine Chi­

na“ als die VR China verstehe und 

annehmen müsse, Taiwan nehme hin, 

ein Teil dieses China zu sein. (SCMP, 

Internetausgabe, 30.6.00) Chen selbst 

erklärte, die Presse habe seine Äu­

ßerung missverstanden bzw. überin­

terpretiert. Keineswegs habe sich sei­

ne Chinapolitik geändert. (FT, 1.7.00) 

Die VR-chinesische Nachrichtenagen­

tur Xinhua äußerte, Taipei habe die 

taiwanische Bevölkerung enttäuscht 

mit der Weigerung die 1992 erziel­

te Einigung zu akzeptieren. (SCMP, 

1.7.00) Tatsächlich erscheint es nicht 

vorstellbar, dass sich die taiwanische 

Seite 1992 die Deutung Beijings zu Ei­

gen machte, wonach Taiwan ein Teil 

jenes China sei, das die Regierung in 

Beijing als einzig legitime vertritt.

Nachdem Politiker in Beijing bereits 

früher erklärt hatten, das „eine China“ 

sei nicht notwendigerweise identisch 

mit der VR China, berichtete auch ei­

ne Delegation der wiedervereinigungs­

orientierten New Party, die sich vom 

9. bis 12. Juni in Beijing zu offiziellen 

Gesprächen aufhielt, dass sich Chinas 

Vizepremierminister Qian Qichen und 

andere hinsichtlich der Ein-China- 

Doktrin kompromissbereit geäußert 

hätten. (SCMP, 12.7.00) Gegenüber 

einer Gruppe taiwanischer Medienver­
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treter äußerte Qian beispielsweise, das 

Ein-China-Prinzip verlange keine Ent­

scheidung, ob „ich oder du“, die VR 

China oder die Republik China ge­

meint seien. Taiwans Premierminister 

Tang Fei würdigte daraufhin das Ent­

gegenkommen, das Qian Qichen ge­

zeigt habe. Auch vom Rat für Fest­

landsfragen kam Lob. (CP, 14.7.00; 

CNAT, nach SWB, 17.7.00) Chinas 

Unterhändler Wang Daohan und an­

dere Politiker bestanden jedoch wei­

terhin darauf, dass die taiwanische Re­

gierung zum Ein-China-Konsens von 

1992 zurückzukehren habe, ohne frei­

lich darzulegen, worin dieser Konsens 

eigentlich bestand. (CP, 14.7.00) Tat­

sächlich erscheint es schwer vorstell­

bar, dass die Regierung der VR China 

im „Binnenverhältnis“ mit Taiwan ih­

ren Alleinvertretungsanspruch aufge­

ben, nach außen hin aber beibehalten 

könnte. Dennoch ist nicht zu überse­

hen, dass die Äußerungen aus Beijing, 

wonach das „eine China“ mit der VR 

China nicht identisch sein müsse, den 

taiwanischen Bedenken, von der Ge­

genseite vereinnahmt zu werden, den 

Boden entziehen würde, wenn diese 

Konzession ernst gemeint wäre. Dann 

allerdings müsste Beijing auch zuge­

stehen, dass der Konsens von 1992 das 

war, was Chen behauptet hatte: eine 

Übereinstimmung darin, das man hin­

sichtlich der Deutung des „einen Chi­

na“ nicht übereinstimme. Laut Ver­

fassung der „Republik China“, näm­

lich Taiwan, erstreckt sich diese auch 

auf das Festland, sodass Taiwan, so­

lange es sich nicht zur unabhängigen 

„Republik Taiwan“ erklärt oder der 

VR China unterwirft, notwendigerwei­

se ein anderes Ein-China-Verständnis 

haben muss als die Gegenseite.

Dass im wechselseitigen Verhältnis 

noch Skepsis und Misstrauen überwie­

gen, zeigte sich im Juli noch in an­

derer Hinsicht. So plante der Bürger­

meister von Kaohsiung (Gaoxiong), 

Frank Hsieh (Feng Huxiang), einen 

Besuch bei seinem Amtskollegen im 

festländischen Xiamen, bevor mit sei­

nem am 22. Juli erfolgten Amtsan­

tritt als DPP-Vorsitzender neue poli­

tische Hürden für einen Besuch entste­

hen. Schon so musste Hsieh jedoch den 

Besuch absagen, da der Rat für Fest­

landsfragen (MAC) die nötige Geneh­

migung versagte und es „keinen Kon­

sens“ über seine Reise gegeben habe 

(CP, 4., 8.7.00)

Um das Gespräch zwischen den bei­

den inoffiziellen Partnerstädten an der 

Taiwan-Straße dennoch zu Stande zu 

bringen, lud Hsieh nun den Bürger 

meister von Xiamen ein, der diese Ein­

ladung auch annahm. Auch dieser Be­

such scheiterte jedoch daran, dass sich 

die taiwanischen Behörden nicht in der 

Lage sahen, dem Eingeladenen eine 

Besuchsgenehmigung zu erteilen. (CP, 

14., 15., 21.7.00)

Dass ausgerechnet Dialogversuche auf 

einer unteren Ebene scheitern, wäh­

rend Parlamentarier und andere tai­

wanische Delegationen den höchsten 

Beijinger Politikern die Hände schüt­

teln, erstaunt nur auf den ersten Blick, 

denn Reisen von Parlamentariern, Ge­

schäftsleuten etc. aufs Festland sind 

in Taiwan nicht genehmigungspflich­

tig. Nachdem im Juli außer der NP- 

Delegation auch eine größere Gruppe 

von KMT-Parlamentariern zu politi­

schen Gesprächen nach Beijing fuhr 

und weitere ähnliche Reisen durchge­

führt wurden bzw. angekündigt sind, 

macht sich im Präsidentenamt im Tai­

pei Unmut über diese Formen „wilder“ 

Diplomatie breit. Mitte Juli wandten 

sich sowohl der Rat für Festlandsfra­

gen als auch Präsident Chen öffentlich 

gegen das „Festlandfieber“ unter den 

Oppositionsfraktionen. Chen wählte 

dabei ungewöhnlich scharfe Worte. 

Die Parlamentarier machten in Bei­

jing Kotau, hieß es, und ließen sich als 

Sprachrohr missbrauchen. (CP, 19.7. 

und 22.7.00)

Tatsächlich eröffnen die sich zahl­

reich auftuenden Nebenkanäle eben­

so Chancen, wie sie für Taiwan Ri­

siken bergen. In einer Phase, in der 

jeder offizielle Dialog zum Stillstand 

gekommen ist und sich die Beijinger 

Führung mit ihrer Ein-China-Doktrin 

selbst gefesselt hat, bieten die alterna­

tiven Kontakte eine Möglichkeit, neue 

Signale auszusenden. Umgekehrt ist 

es für Taiwan gefährlich, wenn die 

NP oder andere Vertreter von Min­

derheitsmeinungen in Beijing Illusio­

nen wecken oder die offizielle Poli­

tik unterlaufen. Chen Shui-bian selbst 

jedoch war bisher nicht in der La­

ge, einen überparteilichen Konsens in 

der Chinapolitik zu Stande zu brin­

gen. Einem neu eingerichteten Bera­

tergremium, das einen solchen Kon­

sens vorbereiten sollte, verweigerten 

KMT und NP die Mitarbeit, da sie 

darin eine schleichende Entmachtung 

existierender Institutionen, vor allem 

des Nationalen Vereinigungsrats, sa­

hen. -hws-




